1

Spezialfälle: 
1. Ausserordentliche Kündigung

a) mit der gesetzlichen Frist auf einen beliebigen Zeitpunkt

Eine ausserordentliche Kündigung mit der gesetzlichen Frist auf einen beliebigen Zeitpunkt ist nur aus wichtigem Grund möglich, wobei bereits das Vorliegen eines einzigen Grundes genügt. Ein solcher liegt vor, wenn einer Vertragspartei nach den konkreten Umständen und nach Abwägung beider Interessen im konkreten Einzelfall die Fortsetzung des Mietverhältnisses bis zum nächsten Kündigungstermin nicht zugemutet werden kann (Art. 266g OR). Die ausserordentliche Kündigung aus wichtigen Gründen hat vor allem bei Mietverhältnissen, bei denen lange Kündigungsfristen vereinbart wurden, Relevanz. Sie kann auf jeden beliebigen Zeitpunkt, also auch auf den 25. eines Monates, erklärt werden, wobei allerdings die gesetzliche Kündigungsfrist (drei Monate bei Wohnung, sechs Monate bei Geschäftsräumen) einzuhalten ist. 

Ein wichtiger Grund beurteilt sich nach Recht und Billigkeit. Nach den Regeln von Treu und Glauben muss die Absicht des Mieters "aus wichtigen Gründen" zu kündigen für den Vermieter erkennbar sein. Weitere wichtige Gründe sind ausserordentlich schwerwiegende Umstände, die bei Vertragsabschluss weder bekannt noch voraussehbar waren und die nicht auf Verschulden der Partei, die sich darauf beruft, beruhen. Diese Umstände müssen derart schwerwiegend sein, dass die Fortsetzung des Mietverhältnisses im Vergleich zum Zeitpunkt des Vertragsabschlusses unzumutbar wird. 
Diese Umstände müssen objektiv schwerwiegend sein und hinsichtlich ihrer Auswirkungen dauerhaft. Wichtige Gründe können in der allgemeinen Situation liegen (Naturkatastrophe, Krieg usw.), aber auch in der Person des Vermieters oder Mieters (z. B. schwere Krankheit).
Die vermögensrechtlichen Folgen einer ausserordentlichen Kündigung aus wichtigen Gründen werden vom Gericht unter Würdigung aller Umstände festgesetzt (Art. 266g Abs. 2 OR).
Zu unterscheiden ist die ausserordentliche Kündigung von der Nichterfüllung oder mangelhaften Erfüllung des Vertrags bei der Übergabe der Sache. Wenn dem Mieter der vertragsgemässe Gebrauch der Mietsache ganz oder zum Teil nicht rechtzeitig gewährt oder wieder entzogen wird kann der Mieter ausserordentlich kündigen oder vom Mietvertrag zurücktreten bzw. nach Art. 107 – 109 OR vorgehen. Letzteres ist z. B. der Fall, wenn der Mieter bei Mietbeginn vom Vermieter keinen Schlüssel für die Mieträume ausgehändigt bekommt oder die Räume in nicht nutzbarem Zustand sind. Auf ein Verschulden des Vermieters kommt es aber grundsätzlich nicht an. Übernimmt der Mieter die Sache trotz dieser Mängel und beharrt er auf gehöriger Erfüllung des Vertrages, so kann er nur die Ansprüche geltend machen, die ihm bei Entstehung von Mängeln während der Mietdauer zustünden (Art. 259 a – 259 i).
b) Fristlose Kündigung 

Eine fristlose Kündigung hingegen ist nur bei nachträglichem Entstehen eines Mangels möglich (Art. 259b lit. a OR), wobei dieser Mangel bei unbeweglichen Mietsachen schwer sein muss, während bei beweglichen Sachen bereits ein mittlerer Mangel ausreicht. Allerdings wird die fristlose Kündigung sehr zurückhaltend gehandhabt und kommt daher nur selten zur Anwendung. Bei leichteren und mittleren Mängeln an unbeweglichen Mietsachen hat der Mieter nur die Möglichkeit der Ersatzvornahme gemäss Art. 259b lit. a OR.

Ein wichtiger Grund zur fristlosen Kündigung für den Mieter ist gegeben, wenn die Benutzung der Mieträume auf Grund eines gravierenden, nicht vom Mieter verschuldeten Mangels, unbrauchbar oder gebrauchsbeeinträchtigt ist, so z.B. einer erheblichen Gesundheitsgefährdung aufgrund gravierendem, nicht vom Mieter selbst verschuldeten Schimmelpilzbefall, starkem Befall von Ungeziefer oder überhöhter Formaldehydkonzentration in der Mietwohnung. Darüber hinaus kann der Mieter auch fristlos kündigen, wenn der Vermieter seinen Verpflichtungen aus dem Mietvertrag schuldhaft nicht nachkommt, sich z. B. standhaft weigert, gegen massiv störende Mitbewohner vorzugehen.

Die Kündigung muss eine Begründung enthalten, den wichtigen Grund also genau bezeichnen und die Tatsachen nennen, die diesem zugrunde liegen. Eine wirksame fristlose Kündigung beendet das Mietverhältnis sofort, also ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist. 

2. Mieterkündigung während der Erstreckung

Bei Kündigungen durch den Vermieter kann der Mieter die Erstreckung eines befristeten oder unbefristeten Mietverhältnisses verlangen, wenn die Beendigung der Miete für ihn oder seine Familie eine Härte zur Folge hätte, die durch die Interessen des Vermieters nicht zu rechtfertigen wäre (Art. 272 OR). Während dieser Zeit gelten für den Mieter die folgenden Kündigungsfristen, es sei denn, dass im Erstreckungsentscheid oder der Erstreckungsvereinbarung etwas anderes vereinbart worden sei: bei Erstreckung bis zu einem Jahr eine einmonatig Frist auf Ende eines Monats; bei Erstreckung von mehr als einem Jahr eine dreimonatige Frist auf einen gesetzlichen Termin (Art. 272d OR).

